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Spätestens seit dem Ukrainekrieg sind 90% der 
Menschen in Österreich für die Beibehaltung der 
Neutralität, während Österreichs Wirtschaftsbosse, 
Regierende und Militärs aller Parteifarben entweder 
für die noch stärkere auch militärische Anlehnung 
und Einbeziehung in eine EU-Militärunion, insbe-
sondere in Kooperation mit Deutschland oder für 
einen NATO-Beitritt sind. Deutlicher könnten der 
Widerspruch und Vertrauensverlust zwischen „denen 
da oben“ und „uns da unten“ nicht sein. Außerdem: 
Während 85% der Menschen in Österreich gegen 
einen NATO-Beitritt sind und 66% die USA nicht als 
vertrauenswürdig betrachten, hoffen zwei Drittel, 
dass die EU den Frieden sichere, so eine ÖGfE-
Umfrage (Wiener Zeitung, 3. Mai 2023).  

Man könnte sagen, die Hoffnung stirbt zuletzt. Denn 
das Gegenteil ist wahr, die EU ist schon seit Jahren 
auf dem Weg zu einer Kriegsunion. Das haben wir 
schon bei unserer Veranstaltung „EU: Auf dem Weg 
zur Kriegsunion Gefahr für Österreichs Neutralität 
und den Frieden in Europa“ im Mai 2019 gemeinsam 
mit Thomas Roithner, Friedensforscher; Franz 
Sieder, Kaplan, Betriebsseelsorger, Pax Christi; Sara 
Tavares da Costa, Young European Socialists und 
Marcus Strohmeier, Leiter des Internationalen 
Referats im ÖGB; herausgearbeitet 
(https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_201904
30_OTS0009/eu-auf-dem-weg-zur-kriegsunion). 
Gegen diese EU-Aufrüstungspolitik treten wir seit 
vielen Jahren öffentlich auf. Die damalige Diskussion 
ist in unserer Aussendung Nr. 2/2019 
zusammengefasst: EU-Auf-dem-Weg-zur-
Kriegssunion-GGAE-Veranstaltung_9-5-2019.pdf 
(atomgegner.at). 

Es hat also nicht den Ukraine-Krieg gebraucht, aber 
dieser Krieg dient nicht nur den USA, sondern auch 
den NATO-getriebenen EU-Spitzen zur zusätzlichen 
„Rechtfertigung“ dazu, dass EU-Kommissions-
präsidentin von der Leyen und EU-Industriekom-
missar Thierry Breton verkünden:  

„Unsere Industrien müssen jetzt in den Modus 
der Kriegswirtschaft wechseln.“  

Das dient nicht zur Sicherung des Friedens für die 
Menschen in der EU, sondern nur zur Absicherung 
des letztlich auch militärisch angepeilten Kampfes 
der Konzerne um ihre Profite, die Werte ihrer Aktien 
und Dividenden in Konkurrenz zu denen der USA 
und Chinas. Und wenn es dann so weit ist, soll die 
Masse der Arbeiter:innen und Angestellten – nicht 
die Konzern-Bosse oder die Regierungs- und Polit-
Chefs für die Profitinteressen der einen oder der 
anderen Seite in den Krieg ziehen und sterben. Das 
ist die bittere Wahrheit hinter den Worten wie „Krieg 
sichert den Frieden“ oder „Ende der Friedens-
dividende“ oder „in der Ukraine wird Krieg für ‚unsere 
Werte‘ geführt“.  

„Zeitenwende“ und „Ende der Friedens-
dividende“ 

Zudem dient das Gerede von der „Zeitenwende“ und 
vom „Ende der Friedensdividende“ den 
Herrschenden der zweifachen Verschleierung. Nicht 
die Zeit hat sich gewendet, sondern das Vorhaben 
der Konzerne, immer mehr auch mit militärischen 
Mitteln und Kriegen selbst auf dem Rücken der 
jeweils eigenen Bevölkerungen ihre Profite zu 
sichern – koste es was es wolle – bis hin zum Tod 
Hunderttausender, ja Millionen von Menschen, wie 
bereits die zwei Weltkriege zeigen. Und das Gerede 
vom „Ende der Friedensdividende“ lügt uns vor, dass 
„wir alle“ zuvor von der Profit- und Wegwerf-
wirtschaft der Konzerne profitiert hätten. Das 
Gegenteil ist der Fall: Jahrzehntelange Ausbeutung 
von Mensch und Natur, Umweltzerstörung mit der 
Klimakatastrophe als Folge. Die Konzernbosse 
wussten davon und haben es um der Profite willen 
verschwiegen und trotzdem weiter und weiter 
gemacht – wie das Beispiel des Ölmultis Exxon zeigt. 
Und jetzt, am „Ende der Friedensdividende“ wollen 
die Konzerne weiter Handel und Wirtschaft treiben, 
indem sie Märkte, Rohstoffe und Einflusszonen 
anderer Regionen und Staaten dadurch erobern, 
dass sie mit Hilfe „ihrer“ jeweiligen Staaten Kriege 
führen lassen. Davon, von dieser Kriegswirtschaft, 
also vom direkten Sterben der Menschen, profitieren 
wiederum die Konzerne, insbesondere die 
Rüstungskonzerne. Das ist eine tödliche 
„Kreislaufwirtschaft“, aber ganz nach dem 
Geschmack der Profiteure – eine „tödliche 
Profitkreislaufwirtschaft“, die dafür sorgt, dass die 
Profitbeschaffer – die Arbeitenden – immer unten 
bleiben und die Profitnehmer – die Unternehmer, 
Chefs, Bosse, Reichen und ihre Politspitzen immer 
obenauf bleiben. 

 

 

EU-Kriegswirtschaft 

Allein bis 2025 sollen für den „Wechsel in den Modus 
der Kriegswirtschaft“ Förderungen von 500 Mio. Euro 
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von der EU und nochmals 500 Mio. Euro von den 
Mitgliedstaaten (also auch vom neutralen 
Österreich?) kommen (Wiener Zeitung, 4. Mai 2023). 
Ganz zu schweigen von den schon lange vor dem 
Ukrainekrieg bestehenden Aufrüstungs-
Finanzierungstöpfen und -verträgen wie PESCO 
oder der EU-„Friedensfaszilität“ (EFF), die für 
Rüstung von 2021 – 2027 in Summe nach mehreren 
Erhöhungen bislang 8 Milliarden Euro vorsieht, der 
2017 gegründete „EU-Verteidigungs-fonds“ (EVF) 
oder jüngst das „Instrument zur Stärkung der 
Europäischen Verteidigungsindustrie durch 
Gemeinsame Beschaffung“ (EDIRPA). Schon in den 
fünf Jahren vor dem Ukrainekrieg stiegen die EU-
Rüstungsausgaben um ca. 30%. Nach Beginn des 
Ukrainekrieges wurde bereits im März 2022 dann der 
„Strategische Kompass“ der EU ins Leben gerufen, 
der die EU zu einem auch militärisch „Global Player“ 
machen soll. Ziel ist eine Erhöhung der EU-
Militärausgaben um 70% bis 2025 auf insgesamt 200 
Milliarden Euro (mehr Infos dazu siehe: IMI, 
Informationsstelle Rüstung e.V.,  www.imi-online.de; 
unter Suchbegriff „Strategischer Kompass“ oder 
„EU-Rüstung“ eingeben).  vorsieht.  Der EU-Vertreter 
in Österreich, Martin Selmayr, meint: Europa muss, 
um „weltpolitikfähig“ zu sein, „die Sprache der Macht 
nicht nur sprechen“, sondern auch „diese Macht 
tatsächlich ausüben, das betrifft vor allem den 
Bereich des Militärischen“ (Wiener Zeitung, 6., 7. Mai 
2023).  

Heuchelei der Profiteure 

Während immer mehr Menschen mit ihrem 
Einkommen das tägliche Leben nicht mehr 
bewältigen können, schmeißen die EU-Spitzen, die 
bei Wahlen vom „Friedensprojekt EU“ faseln, 
Milliarden über Milliarden den Rüstungskonzernen in 
den Rachen. Die EU will ähnlich wie die USA oder 
(gemeinsam mit) deren militärischem Arm (NATO) 
außerhalb der EU die Wirtschaftsinteressen ihrer 
Konzerne zunehmend auch militärisch 
„vorwärtsverteidigen“ – wie z.B. schon in manchen 
Ländern Afrikas. Und eben auch in der Ukraine will 
die EU, wollen vor allem die großen europäischen 
(EU-)Länder wie Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien beim Rüstungsgeschäft im 
Krieg und beim „Wiederaufbau“-Geschäft dabei sein 
– auch Österreichs Wirtschaft – meist am Rockzipfel 
des deutschen Kapitals – siehe Autoindustrie und 
Kanzler Nehammers Rede bei BMW-Steyr vom 
„Autoland Österreich“. 

Das Gerede von „Hilfe für die Ukraine“ ist reine 
Heuchelei. Die in Summe bereits 100 Milliarden Euro 

für Waffen, Panzer, Kampfflugzeuge für die Ukraine, 
fließen in die Taschen der Konzerne. Kämpfen und 
sterben für die Profite der West-(Rüstungs-
)Konzerne dürfen dann die Menschen in der Ukraine 
– zur „Verteidigung der europäischen Werte“? Nein, 
für die steigenden Aktienkurse der Konzerne, die 
derzeit enorme Extraprofite machen und 
Sonderdividenden auszahlen. Während die einen 
ihre Gewinncoupons einlösen, sterben die anderen 
am Schlachtfeld. Und auch die Masse der 
Bevölkerung hier im Westen wird durch enorme 
Teuerung des täglichen Lebens und Sozialabbau zur 
Kasse gebeten. 

Die EU ist auf dem Weg zur Kriegsunion statt eine 
Friedens- und Sozialunion. USA/NATO sind keine 
Sicherheits- und Friedensstifter, sondern 
betreiben Militärexpansion überall auf der Welt. 

Österreich darf, muss und kann daran nicht 
teilnehmen. Keine (EU-)Armee der Welt kann uns 
dazu zwingen. Nur die Schwäche und 
Unterwürfigkeit unser heimischen Herrschenden und 
ihre Bereitschaft, unter den angeblichen EU-, 
USA/NATO oder Deutschland-„Schutzschirm“ 
schlüpfen zu wollen, führt uns in den Krieg. Warum? 
Weil auch die österreichischen wirtschaftlichen 
Fürsprecher oder Ableger (Industriellenvereinigung, 
Wirtschaftskammer, Banken, Konzerne) sich 
erwarten, selbst davon zu profitieren, wenn sie die 
Wirtschafts-, Erweiterungs- und 
Eroberungsstrategien der deutschen oder US-
amerikanischen Konzerne hierzulande unterstützen 
und befördern. Deshalb werden mit Hilfe des 
führenden heimischen Politikpersonals die globalen 
wirtschaftlichen und militärischen Interessen der 
Konzerne auch in Österreich verfolgt. Das steht aber 
im krassen Gegensatz zu den Lebens- und 
Sicherheitsinteressen der österreichischen 
Bevölkerung.  

Das heißt, die Bevölkerung muss selbständig 
und gemeinsam aktiv werden, um ihren 
Ansprüchen, Forderungen und ihrem Willen 
Gehör und Durchsetzung zu verschaffen. 
Kriegspropaganda, der Wechsel zur 
Kriegswirtschaft, die Vorbereitung auf noch mehr 
Krieg, werden als Sicherung des Friedens 
hingestellt. Dagegen muss das immerwährend 
neutrale Österreich seine Stimme erheben und 
darf keine Zustimmung dazu geben.  

JA zur Neutralität – NEIN zur 
EU/NATO-Kriegsteilnahme! 
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